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haUPtresUltate Der analyse zUr aBstIMMUnG 
vOM 25. nOveMBer 2012

am 25. november 2012 wurde dem schweizer stimmvolk die revision des tierseuchenge-
setzes zum entscheid vorgelegt. Die stimmenden nahmen sie mit einer deutlichen Mehrheit 
von 68.3 Prozent an.

Änderung vom 16.03.2012 des Tierseuchengesetzes (TSG)

am Urnengang vom 25. november 2012 beteiligten sich so wenige stimmberechtigte wie nie 
in den vergangenen vierzig Jahren. Dies lag im Wesentlichen daran, dass der vorlageninhalt 
nur eine geringe persönliche Betroffenheit auslöste. Das zeigt sich etwa daran, dass eine 
Mehrheit von sechzig Prozent der stimmberechtigten das tierseuchengesetz für unwichtig 
erachtete. Diejenigen stimmbürgerInnen, welche trotzdem teilnahmen, taten dies in erster 
linie (69% aller teilnehmenden), weil sie prinzipiell keine abstimmung auslassen. 

Den wenigen, die teilnahmen, fiel der entscheid jedoch nicht sonderlich schwer. Im Gegen-
teil, etwa zwei von drei stimmenden (64%) gaben an, keine grossen entscheidschwierigkei-
ten gehabt zu haben. hingegen wurde vergleichsweise spät entschieden, was anlass zur 
vermutung gibt, dass viele der teilnehmenden in erster line eine Bürgerpflicht erfüllen 
wollten, sich aufgrund des geringen Interesses am vorlageninhalt aber erst spät zu einem 
entscheid durchrangen.

Der entscheid war unter anderem von der Parteisympathie abhängig. Die sP-, cvP- und 
FDP-anhängerInnen folgten den empfehlungen ihrer Parteien grossmehrheitlich. Bei den 
svP-sympathisantInnen war das stimmenverhältnis hingegen weit ausgeglichener. In un-
serer stichprobe stimmte gar eine knappe Mehrheit (56%) gegen die vorlage, folgte somit 
der empfehlung der nationalen Delegiertenversammlung, nicht aber der Parlamentsfrak-
tion. auch das regierungsvertrauen und die haltung zur Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Kantonen spielte bei der entscheidfindung eine bedeutende rolle. Wer vertrauen 
in die regierung hat oder dem Bund grundsätzlich mehr Kompetenzen zuweisen möchte, 
stimmte der vorlage signifikant häufiger zu (79 bzw. 78% Ja-stimmenanteile) als solche, 
die der regierung misstrauen oder für eine stärkung des Föderalismus eintreten (45 bzw. 
56% Ja-stimmenanteile). Den grössten einfluss hatte allerdings die haltung zu staatlich 
verordneten Impfobligatorien und das, obwohl die Gesetzesänderung keine diesbezügliche 
Änderung mit sich bringt. ImpfgegnerInnen lehnten die revision entschieden ab (76% nein), 
während die ImpfbefürworterInnen sie deutlich annahmen (87% Ja).

Dazu passt auch, dass es für fast jede/n fünfte/n stimmende/n (19%) bei der abstimmung 
um die Impffrage ging, die, wie gesagt, von der revision nicht betroffen war. allerdings wur-
den auch andere Inhaltsdimensionen angegeben. Knapp ein Drittel (32%) war der ansicht, 

es gehe bei der abstimmung um eine Kompetenzverschiebung von den Kantonen zum Bund 
und weitere 23 Prozent verknüpften die vorlage generell mit Präventionsmassnahmen ge-
gen drohende tierseuchen. 16 Prozent gaben an, nicht zu wissen, worüber sie abgestimmt 
hatten. 

Die Gründe, weshalb der vorlage zugestimmt wurde, waren breit gefächert. Genannt wur-
den: mehr effizienz bei der Prävention von tierseuchen (21%), schutz der Gesundheit der 
tiere und der Bevölkerung (16%), die revision eines veralteten Gesetzes (15%) und eine 
zentralisierung im Bereich der tierseuchenbekämpfung (12%). Ungewöhnlich häufig wurde 
zudem angegeben, dass man empfehlungen gefolgt sei. Berücksichtigt man erst- und 
zweitnennungen bei der Frage nach den entscheidungsgründen, folgten 27 Prozent der Ja-
stimmenden einer empfehlung, wobei diejenige des Bundesrates mit abstand am häufigs-
ten genannt wurde. 

Das nein zur revision war zu einem beträchtlichen teil ein impfkritisches nein. etwa vier 
von zehn nein-stimmenden (42%) sahen ihr nein zur Gesetzesänderung als ein nein zu 
staatlich verordneten Impfungen.

Beinahe unbestritten war das Pro-argument, wonach das bestehende Gesetz von 1966 revi-
diert werden müsse, um den neuen Gefahren einer globalisierten Welt effizienter begegnen 
zu können. allerdings folgte eine relative Mehrheit der stimmenden der auffassung der 
GesetzesgegnerInnen bei der Impffrage. 47 Prozent glaubten, dass es bei der abstimmung 
(auch) um die Frage staatlich verordneter Impfungen gehe. nur eine relative Minderheit 
von 39 Prozent stellte sich diesbezüglich auf den standpunkt der regierung. 14 Prozent 
wiederum waren vom Deutungsstreit offensichtlich überfordert (oder generell schlecht 
über die vorlage informiert) und enthielten sich einer substanziellen Meinungsäusserung. 
allerdings hatte dies keinen einfluss auf den stimmentscheid. ImpfgegnerInnen lehnten die 
vorlage grossmehrheitlich ab, ImpfbefürworterInnen stimmten ihr deutlich zu – unabhän-
gig davon, ob sie nun glaubten, dass sich mit der revision etwas an den anforderungen für 
nationale Impfkampagnen ändere oder nicht.

Zur Methode

Die vorliegende Untersuchung beruht auf einer von der vOX-Partnerschaft realisierten 
nach befragung zur volksabstimmung vom 25. november 2012. Die Befragung wurde vom 
Forschungsinstitut gfs.bern innerhalb von fünfzehn tagen nach der abstimmung durch-
geführt. Die Datenanalyse erfolgte durch das Institut für Politikwissenschaft der Universi-
tät zürich (IPz). Die Befragung wurde von 99 BefragerInnen von zu hause aus telefonisch 
durch geführt, wobei gfs.bern die Möglichkeit hatte, die Interviews extern, und ohne dass dies 
für die BefragerInnen und die Befragten erkennbar war, zu beaufsichtigen. Die auswahl der 
Befragten wurde in einem dreistufigen zufallsverfahren ermittelt. Der stichprobenumfang 
betrug 1517 stimmberechtigte Personen, davon kamen 53 Prozent aus der Deutschschweiz, 
27 Prozent aus der Westschweiz und zwanzig Prozent aus der italienischsprachigen schweiz. 
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Der stichprobenfehler für die Gesamtheit der Befragten lag bei +/- 2.5 Prozent. vorsicht 
bei der Interpretation der Daten ist dort geboten, wo die teilstichproben klein sind und die 
verteilung der Prozentwerte zugleich ausgeglichen ist (50:50). In solchen Fällen können auf 
Grund des stichprobenfehlers keine aussagen über Mehrheitsverhältnisse gemacht wer-
den.

Tabelle 1: ergebnisse in Prozent der stimmenden gesamtschweizerisch und pro Kanton

Stimmbeteiligung  
in %

Tierseuchengesetz
% Ja

Schweiz 26.9 68.3

zh 33.8 67.2

Be 25.2 67.5

lU 28.1 61.9

Ur 27.2 42.3

sz 29.7 50.3

OW 32.1 51.1

nW 25.9 53.2

Gl 15.5 57.1

zG 33.2 57.5

Fr 28.6 69.2

sO 21.4 66.6

Bs 32.0 78.0

Bl 27.6 72.7

sh 56.9 67.3

ar 31.1 54.8

aI 22.8 44.6

sG 29.2 59.8

Gr 34.4 59.8

aG 21.1 64.1

tG 21.7 60.0

tI 18.0 66.2

vD 26.3 88.5

vs 23.2 71.2

ne 29.3 74.2

Ge 28.3 86.7

JU 16.3 72.2

Quelle: http//www.admin.ch (vorläufige ergebnisse)
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ÄnDerUnG Des tIerseUchenGesetzes (tsG)
vOM 16.03.2012 

Ausgangslage

Der Urnengang vom 25. november 2012 war historisch. zum einen beteiligten sich so wen-
ige stimmberechtigte wie nie in den vergangenen vierzig Jahren. zum anderen enthielt das 
Bundesbüchlein erläuterungen zu insgesamt fünf vorlagen1, aber nur über eine sachfrage, 
die Änderung des tierseuchengesetzes (kurz: tsG), wurde letztlich abgestimmt.

Den anstoss zur revision des tsG gab der damalige cvP-nationalrat und Präsident der 
arbeitsgemeinschaft schweizer rinderzüchter, Markus zemp, als er 2008 eine entsprechende 
Motion im Parlament einreichte. Mit der Änderung des tsG wurde eine stärkung der Präven-
tion gegen tierseuchen beabsichtigt. Das geltende Gesetz, das noch aus dem Jahr 1966 da-
tierte, war hauptsächlich auf die Bekämpfung von seuchen ausgelegt. Der im zuge der Glo-
balisierung stetig zunehmende tier-, Personen- und Warenverkehr erhöhe jedoch das risiko 
eines ausbruchs alter, aber auch neuer tierseuchen, argumentierten die BefürworterInnen 
der revision. Deshalb überträgt das neue tierseuchengesetz dem Bund zusätzliche Kompe-
tenzen, um Massnahmen zur Früherkennung und Überwachung von tierseuchen ergreifen 
zu können. Weiter regelt das revidierte Gesetz die Beschaffung und abgabe von Impfstoffen 
seitens des Bundes, die Finanzierung gesamtschweizerischer Programme zur Bekämpfung 
von tierseuchen, die Kompetenzen bezüglich des abschlusses völkerrechtlicher verträge in 
diesem Bereich und zuletzt auch den hausierhandel mit tieren2.

an den anforderungen für staatlich verordnete Impfkampagnen hingegen änderte die revi-
sion nichts. Indes, genau diese Frage wurde im abstimmungskampf am heftigsten debat-
tiert. Die GegnerInnen der revision argumentierten, das neue tsG werde dazu führen, dass 
der Bund vermehrt Impfobligatorien vorschreibe. Daneben, so lauteten die weiteren argu-
mente der Gegnerschaft, entmündige das neue Gesetz die tierhalterInnen und tierärztIn-
nen, leiste einer Machtkonzentration beim Bund vorschub und bevorzuge einseitig die Pro-
dukte der Pharmaindustrie. 

Die revision des tsG wurde im national- und ständerat mit nur einer einzigen Gegenstimme 
angenommen. Deshalb überraschte es ein wenig, dass ausgerechnet gegen dieses, im Par-
lament völlig unumstrittene Gesetz ein referendum zustande kam, nicht aber gegen die 
Quellensteuerabkommen, bei welchen die Konfliktgräben im Parlament viel tiefer waren. 

Die revisionsgegnerInnen waren – was ihre politischen Grundüberzeugungen anbelangt – 
eine bunt gemischte Gruppe. sie setzte sich zusammen aus teilen des links-grünen agrar-
lagers (Kleinbauernvereinigung, Bio suisse und Uniterre), einer Gruppe von ImpfgegnerIn-
nen um den naturheiler Daniel trappitsch, aber auch aus exponenten der svP. letzteres 
war wohl die grösste Überraschung des abstimmungskampfes, denn die svP hatte bei der 
schlussabstimmung im Parlament noch einhellig zugunsten der revision gestimmt. auch 
der Parteivorstand der svP unterstützte die vorlage, die nationale Delegiertenversammlung 
aber fasste eine nein-Parole – eine Konstellation, die gerade bei landwirtschaftlichen vor-
lagen äusserst unüblich ist. Die svP war damit neben der eDU die einzige Partei, welche die 
vorlage zur ablehnung empfahl. alle anderen Parteien wie auch der schweizerische Bauer-
nverband stellten sich hinter Bundesrat und Parlament und gaben eine Ja-Parole aus.

Die revision des tierseuchengesetzes wurde von einer deutlichen Mehrheit von 68.3 Pro-
zent der teilnehmenden gutgeheissen. Mit ausnahme der beiden Kantone Uri und appenzell 
Innerrhoden fand sich zudem in allen ständen eine Mehrheit für die Gesetzesänderung.

Bedeutung der Vorlage

Die Befragten konnten die Bedeutung der vorlage sowohl für sich selbst wie auch für das 
land auf einer skala von null (ohne Bedeutung) bis zehn (höchste Bedeutung) einstufen. Der 
revision des tsG wurden zumeist tiefe Bedeutungswerte zugewiesen. Die Durchschnitts-
werte von 5.5 für die nationale und 3.5 für die persönliche Bedeutung liegen deutlich unter 
den entsprechenden langjährigen Durchschnittswerten3. Die einzige Merkmalsgruppe, 
welche die vorlage für überdurchschnittlich wichtig hielt, waren naturgemäss die gewerbli-
chen tierhalterInnen. Die direkte Betroffenheit von der vorlage zeigte sich vor allem in den 
persönlichen Bedeutungszumessungswerten, die erheblich höher sind als bei den restli-
chen stimmberechtigten4.

3 Der Durchschnittswert für die nationale Bedeutungszumessung beträgt für die Jahre 2006–2012 6.5, 
für die persönliche Bedeutungszumessung 5.1.

4 Der Durchschnittswert der persönlichen Bedeutungszumessung beträgt für gewerbliche tierhalte-
rInnen 5.8, für den rest jedoch bloss 3.5.   

1 Die abstimmungserläuterungen zu den Quellensteuerabkommen mit Deutschland, Grossbritannien 
und Österreich sowie zum Bundesgesetz über die internationale Quellenbesteuerung mussten unter 
vorbehalt gedruckt werden, da zum fraglichen zeitpunkt noch nicht feststand, ob die entsprechenden 
referenden zustande kommen würden.

2 Das verbot des hausierhandels wurde im neuen tierseuchengesetz auf alle tiere ausgedehnt.
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Tabelle 1.1:  Bedeutung der vorlage für das Land und die befragte Person in Prozent der 
stimmberechtigten 

Tierseuchengesetz

Bedeutung ... für das land persönlich

sehr gering (0, 1)
Gering (2–4)
Durchschnittlich (5)
Gross (6–8)
sehr gross (9, 10)

6
21
25
41
7

27
33
18
18
4

arithmetisches Mittel  
(n)

5.5
(1223)

3.5 
(1303)

Durchschnitt 2006–20125 6.5 5.1

© Universität zürich / gfs.bern: vOX-analyse der eidgenössischen abstimmungen vom 25.11.2012.

Stimmbeteiligung

Die teilnahmequote von 26.9 Prozent war die tiefste seit dem Urnengang vom 4. Juni 1972, 
bei dem sich 26.7 Prozent der stimmberechtigten beteiligten. Die Gründe dafür liegen auf 
der hand und wurden im vorangegangenen abschnitt dargelegt: es wurde bloss über eine 
einzige vorlage abgestimmt, deren thema ausserdem nur die wenigsten interessierte. Des-
halb gingen hauptsächlich diejenigen zur Urne (69%), die es, ungeachtet welche sachfragen 
ihnen vorgelegt werden, sowieso immer tun. 

Die stärkste Motivation zur teilnahme bildete wie üblich das politische Interesse. Wer ein 
starkes Interesse an politischen angelegenheiten bekundet, gab seine stimme viel häufiger 
ab (58% teilnahmequote) als die politisch Desinteressierten (3%). Wie üblich beteiligten sich 
die schichten mit hoher Bildung und hohem einkommen überdurchschnittlich stark an der 
abstimmung ebenso wie die älteren stimmberechtigten. 

allerdings sind die Unterschiede zwischen den genannten Merkmalsgruppen nicht so gross wie 
gewohnt. Dies lag wohl zum einen daran, dass sich aussergewöhnlich wenige beteiligten. zum 
anderen aber spielte es eine weitaus stärkere rolle als sonst, ob neben der eidgenössischen 
vorlage auch noch kantonale oder kommunale Gegenstände zum entscheid anstanden. Wo dies 
zumindest auf kantonaler ebene der Fall war, betrug die Partizipationsrate im schnitt 32.1 Pro-
zent. In den Kantonen, in welchen das stimmvolk nur über die revision des tierseuchengesetzes 
zu befinden hatte6, lag die Beteiligungsquote hingegen fast zehn Prozentpunkte (23.5%) tiefer.

Tabelle 1.2:  stimmbeteiligung nach sozialen und politischen merkmalen in Prozent der  
stimmenden

Merkmale/Kategorien Stimmbetei-
ligung in %

n Korrelations-
koeffizienta

total vOX (gewichtet) 27 1511

Interesse für Politik V = .40***
sehr interessiert 58 269
eher interessiert 33 654
eher nicht interessiert 10 437
Überhaupt nicht interessiert 3 140
Alter V = .21***
18 bis 29 Jahre 14 260

30 bis 39 Jahre 21 300

40 bis 49 Jahre 25 263

50 bis 59 Jahre 32 225

60 bis 69 Jahre 39 255

70 Jahre und mehr 39 208

Bildung V = .13***
hoher Bildungsstand 34 705
Mittlerer Bildungsstand 23 708
niedriger Bildungsstand 18 98

Tierhaltung V = .08***
nein 29 825
Ja, privat 25 639
Ja, gewerblich (44) 46

Geschlecht V = .15***
Frau 24 844
Mann 33 667
a zur Interpretation der statistischen Koeffizienten siehe abschnitt «zur Methode». 
Die zahlen in Klammern geben lediglich eine tendenz an, da die anzahl Fälle unter fünfzig liegt und 
deshalb keine statistischen schlüsse zulässt.
© Universität zürich / gfs.bern: vOX-analyse der eidgenössischen abstimmungen vom 25.11.2012.

Meinungsbildung – Schwierigkeit bei der Entscheidungsfindung und Entscheidzeitpunkt

es war nicht so sehr die materielle Komplexität der vorlage, welche die BürgerInnen da-
von abhielt, am eidgenössischen Urnengang teilzunehmen. Denn der anteil derer, welcher 
schwierigkeiten bei der entscheidfindung bekundete, war nicht übermässig hoch. Beinahe 
zwei von drei stimmenden (64%) fiel der entscheid nach eigenem Bekunden leicht7. hin-
gegen hat sich eine überdurchschnittlich hohe zahl von teilnehmenden erst in der letzten 

7 Der entsprechende Durchschnittswert für die Jahre 2006–2012 beträgt 65 Prozent. Diejenige vorlage, 
welche in den letzten sieben Jahren den stimmbürgern die grössten entscheidschwierigkeiten berei-
tete, war das Unternehmenssteuergesetz II mit einem anteil von 40 Prozent, denen der entscheid leicht 
fiel und einem anteil von 54 Prozent, denen das votum schwer fiel. 

5 Um dem leser und der leserin einen besseren Überblick zu geben, seien nachfolgend die Maximal- 
und Minimalwerte für die Bedeutungszumessung in den letzten sieben Jahren (2006–2012) aufgeführt. 
Die höchste nationale Bedeutung wurde der Minarettverbotsinitiative (7.7), die tiefste der tierschut-
zanwalt-Initiative (4.3) zugewiesen. Den durchschnittlich höchsten persönlichen Bedeutungswert 
erzielte die senkung des Umwandlungssatzes in der beruflichen vorsorge (BvG) (6.9), den tiefsten der 
verzicht auf die allgemeine volksinitiative (3.1). 

6  Kommunale vorlagen oder Wahlen konnten nicht berücksichtigt werden, weil hierzu ein systemati-
scher Überblick fehlt.
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Woche entschieden8. Dies lässt einen gewissen Interpretationsspielraum zu. aber vieles 
spricht dafür, dass die vorlage das Interesse der breiten Bevölkerung nicht zu wecken ver-
mochte. Man nahm vielmehr teil, um die «erste» aller Bürgerpflichten, die Beteiligung an 
Wahlen und abstimmungen, zu erfüllen. Dementsprechend rangen sich viele erst in der 
letzten Woche zu einem entscheid durch, den sie aber gemäss eigenem Bekunden nach 
geringer Bedenkzeit fällten. aufgrund des geringen echos der vorlage im vorfeld der abs-
timmung wurde die entscheidfindung der BürgerInnen vermehrt erst durch den nahenden 
abstimmungstermin ausgelöst.

Tabelle 1.3:  entscheidzeitpunkt und schwierigkeit der meinungsbildung in Prozent der 
stimmenden

Tierseuchengesetz

Entscheidzeitpunkta

von anfang an klar 20

3. bis 6. Woche vor der abstimmung 23

1. bis 2. Wochen vor der abstimmung 36

letzte Woche vor der abstimmung 21

Schwierigkeit bei der Entscheidunga

eher leicht 64

eher schwierig 31

Weiss nicht, keine antwort 5
a  nur teilnehmende (n=848).
© Universität zürich / gfs.bern: vOX-analyse der eidgenössischen abstimmungen vom 25.11.2012.

Das Profil der Stimmenden

Der stimmentscheid hing nur mässig mit der ideologischen Orientierung, aber stark mit 
der Parteisympathie zusammen. Dieser auf den ersten Blick widersprüchliche Befund lässt 
sich damit begründen, dass der vorlage sowohl links aussen (v.a. sympathisantInnen der 
Grünen) wie auch rechts aussen (v.a. anhängerInnen der svP) Opposition erwuchs. Die 
svP-sympathisantInnen lehnten die vorlage in unserer stichprobe eher knapp ab (zu 56%), 
folgten somit mehrheitlich der Parole ihrer nationalen Delegiertenversammlung. ebenso 
lehnte eine Mehrheit der Grünen in unserer stichprobe die revision ab – hier allerdings 

entgegen der Parteiempfehlung9. Die anhängerschaften der cvP, FDP und sP folgten den 
Parolen ihrer jeweiligen Identifikationsparteien jedoch grossmehrheitlich.

Das regierungsvertrauen spielte ebenfalls eine rolle bei der entscheidfindung. Wer dem 
Bundesrat vertraut, legte deutlich häufiger ein Ja (79%) ein als solche, welche der regie-
rung misstrauen (45%). Da die vorlage zudem die Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und Kantonen betraf, durfte ausserdem erwartet werden, dass sich die entsprechenden 
haltungen auf den stimmentscheid auswirken würden. In der tat hatte die Frage, wie die 
zuständigkeiten zwischen Bund und Kantonen generell10  verteilt werden sollen, von allen 
getesteten Wertehaltungen den stärksten einfluss auf den Urnenentscheid. Wer einem 
stärkeren zentralismus das Wort redet, hiess die revision zu 78 Prozent gut, während die 
BefürworterInnen eines starken Föderalismus die vorlage zwar ebenfalls in der Mehrheit 
annahmen, dies aber erheblich weniger entschieden taten (Ja-anteil von 56%). 

Die stärkste Übereinstimmung bestand jedoch zwischen stimmentscheid und der haltung 
zu staatlich verordneten zwangsimpfungen. ImpfgegnerInnen verwarfen die Gesetzes-
revision vehement (76%), während ImpfbefürworterInnen ihr etwa genauso entschieden zu-
stimmten (87%). Diese eklatante Differenz mag auf den ersten Blick etwas seltsam anmu-
ten, weil das Impfobligatorium von der Gesetzesänderung nicht betroffen war. allerdings 
wurde die Impffrage im vorfeld der abstimmung am emotionalsten diskutiert, weshalb wohl 
eine beträchtliche zahl von stimmenden den Urnengang als eine art Plebiszit über die Impf-
frage ansah. Insofern stellt die haltung zum staatlich verordneten Impfzwang eine mit der 
vorlage direkt verbundene sachfragenorientierung11 dar, die naturgemäss stark mit dem 
stimmentscheid korreliert. 

Der zusammenhang zwischen Betroffenheit, die an der persönlichen Bedeutung, welche 
die Befragten der vorlage zumessen konnten, gemessen wurde, und dem stimmentscheid 
ist nicht linear. Mit zunehmender Betroffenheit wurde nicht seltener oder häufiger Ja ein-
gelegt. einzig jene, denen das tierseuchengesetz persönlich egal war, haben die vorlage 
signifikant häufiger abgelehnt als der rest.

9  Die anzahl sympathisantInnen der Grünen in unserer stichprobe ist zu gering, um statistisch ver-
lässliche aussagen machen zu können. Indes, der Umstand, dass zwei Drittel der von uns befragten 
Grünen-anhängerInnen die vorlage verwarfen wie auch die tatsache, dass die annahmequote unter 
denjenigen, die sich linksaussen einstufen (67%), geringer ist als im gemässigt-linken lager (76%), 
deuten darauf hin, dass die im abstimmungskampf geäusserten Bedenken von seiten links-agrari-
scher Organisationen im lager der Grünen-WählerInnen nicht ungehört blieben.

10  Die Frage betraf die generellen zuständigkeiten («Föderalismus vs. zentralismus») und nicht das  
tierseuchengesetz im speziellen.

11  Für die analyse des stimmverhaltens spielt es zunächst keine rolle, ob diese Gleichsetzung von Impf-
frage und vorgelegter sachfrage materiell korrekt ist oder nicht. ausschlaggebend für den individuel-
len stimmentscheid war die Wahrnehmung der stimmbürgerInnen.

8 Für nur gerade 20 Prozent der teilnehmenden stand der entscheid von Beginn weg fest. Der 
entsprechende Durchschnittswert für die Jahre 2006–2012 beträgt 33 Prozent, der Durchschnittswert 
für den anteil derer, die sich in der letzten Woche entscheiden, liegt bei 18 Prozent.
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Tabelle 1.4:  revision des Tierseuchengesetzes – stimmverhalten nach politischen  
merkmalen in Prozent der Ja-stimmenden

Merkmale/Kategorien % Ja n Korrelations-
koeffizienta

total vOX (gewichtet) 67.2 747
Parteiverbundenheit V = .30***
sP – sozialdemokratische Partei 76 160
cvP – christlichdemokratische volkspartei 80 71
FDP. Die liberalen 74 101
svP – schweizerische volkspartei 44 124
Grüne Partei (33) 18
GlP – Grünliberale Partei (76) 33
BDP – Bürgerlich Demokratische Partei (82) 28
Keine Partei 66 91
Einordnung auf der Links-Rechts-Achse V = .14***
links aussen 67 90
links 76 148
Mitte 66 231
rechts 69 153
rechts aussen 59 98
Weiss nicht (45) 24
Regierungsvertrauen V = .34***
vertrauen 79 413
Misstrauen 45 253
Weiss nicht 74 78
Wertvorstellung: Föderalismus vs. Zentralismus V = .19***
Mehr Bund 78 152
Geteilter Meinung 72 338
Mehr Kantone 56 228
Entscheidschwierigkeit V = .18***
eher leicht 72 501
eher schwer 56 213
Grundsätzliche Haltung zu staatlich 
verordneten Zwangsimpfungen

V = .63***

Dafür 87 476
Dagegen 24 234
Persönliche Bedeutung V = .18***
sehr gering 48 98
eher gering 72 205
Durchschnittlich 66 170
eher hoch 73 227
sehr hoch (61) 43

a zur Interpretation der statistischen Masszahlen vgl. abschnitt «zur Methode».
Die zahlen in Klammern geben lediglich eine tendenz an, da die anzahl Fälle unter fünfzig liegt und 
deshalb keine statistischen schlüsse zulässt.
© Universität zürich / gfs.bern: vOX-analyse der eidgenössischen abstimmungen vom 25.11.2012.

neben den politischen und kognitiven variablen hatten gesellschaftliche Merkmale keinen 
allzu starken einfluss auf das stimmverhalten. Die Bildung korrelierte mit dem entscheid 
ebenso wie der Umstand, ob man selbst gewerbliche/r tierhalterIn ist oder nicht. Wer 
gewerbsmässig tiere hält, hat die vorlage in unserer stichprobe beispielsweise knapp ab-
gelehnt (52% nein-stimmenanteil), während der rest sie deutlich annahm. allerdings ist 
darauf hinzuweisen, dass die Gruppe der gewerblichen tierhalterInnen zahlenmässig sehr 
klein ist. aussagen über das stimmenverhältnis in dieser Gruppe sind demnach nur als 
tendenz zu werten. Ungeachtet dessen wäre das votum der gewerblichen tierhalterInnen 
ohnehin nur dann entscheidend gewesen, wenn das resultat ausserordentlich knapp aus-
gefallen wäre. Dies war jedoch nicht der Fall. andere gesellschaftliche Merkmale spielten 
keine oder nur eine sehr marginale rolle.

Tabelle 1.5 :   revision des Tierseuchengesetzes – stimmverhalten nach soziodemogra-
fischen merkmalen in Prozent der Ja-stimmenden

Merkmale/Kategorien % Ja n Korrelations-
koeffizienta

total vOX (gewichtet) 67.2 747

Tierhaltung V = .12**
nein 71 431
Ja, privat 65 276
Ja, gewerblich (48) 40

Bildung V = .11*
tief (65) 31
Mittel 61 295
hoch 72 421
a zur Interpretation der statistischen Masszahlen vgl. abschnitt «zur Methode».
Die zahlen in Klammern geben lediglich eine tendenz an, da die anzahl Fälle unter fünfzig liegt und 
deshalb keine statistischen schlüsse zulässt.
© Universität zürich / gfs.bern: vOX-analyse der eidgenössischen abstimmungen vom 25.11.2012.

Wahrnehmung

Wurden die Befragten nach dem Inhalt der vorlage gefragt, gaben sie im Wesentlichen drei 
unterschiedliche Dimensionen an. Für knapp ein Drittel der stimmenden (32%) ging es pri-
mär um eine neue Kompetenzregelung zwischen Bund und Kantonen im Bereich der tier-
seuchenprävention bzw. darum, dass neu der Bund Impfungen anordnen kann12. Weitere 
23 Prozent verknüpften die vorlage generell mit Präventionsmassnahmen gegen drohende 
tierseuchen. Fast jeder fünfte stimmende (19%) war der ansicht, es gehe um die einfüh-
rung bzw. gesetzliche Festschreibung eines staatlich verordneten Impfobligatoriums. von 

12  aus den antworten geht nicht immer hervor, ob die Befragten wussten, wie die bis anhin gültige rege-
lung aussah. auf jeden Fall aber wurde zum ausdruck gebracht, dass mit der revision des tsG der 
Bund bei drohenden tierseuchen Massnahmen ergreifen kann.
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den GesetzesbefürworterInnen wurde dies, wie gesagt, vehement bestritten, während die 
GegnerInnen diese ansicht im abstimmungskampf verteidigten. allerdings war es nicht so, 
dass jene Gruppe von stimmenden in der Folge ein deutliches nein zur vorlage einlegte. Im 
Gegenteil, obwohl sie offensichtlich die Deutungsstrategie der vorlagengegnerInnen über-
nahmen, hiessen zwei Drittel (67%) von ihnen die revision trotzdem gut. zuletzt waren 16 
Prozent der teilnehmenden nicht imstande, den Inhalt der vorlage anzugeben.

Tabelle 1.6 :   revision des Tierseuchengesetzes – Wahrnehmung der inhalte in Prozent der 
stimmberechtigten (nur erstnennungen)

Wahrnehmung* Total Stimmende Nichtstimmende

% n % n % n

Impfzwang / Kontrolle 12 175 19 77 9 98
Übertragung von Kompetenzen 
an Bund / Bund kann Impfungen 
vorschreiben 

17 262 32 132 12 129

Prävention / schutz vor
tierseuchen

16 244 23 95 14 150

neue regelung / Gesetz 5 72 9 37 3 36

allgemeines, anderes 2 30 3 12 2 21

Weiss nicht / keine antwort 48 733 16 66 60 660

*  Die aussagen wurden nach teilnahme gewichtet.
© Universität zürich / gfs.bern: vOX-analyse der eidgenössischen abstimmungen vom 25.11.2012.

Die Stimmmotive

Die Gründe für die zustimmung zur vorlage waren breit gefächert: 21 Prozent sahen darin 
eine effiziente Massnahme zur Prävention und Bekämpfung von tierseuchen. 16 Prozent 
lag der schutz der tiere oder der Bevölkerung am herzen und weitere 15 Prozent waren der 
ansicht, es brauche ein neues Gesetz, weil das bestehende veraltet sei und deshalb nicht 
mehr wirksam vor neuen tierseuchen schütze. 12 Prozent hiessen eine zentralisierung in 
diesem Bereich gut, weil sie ihrer ansicht nach sinnvoll sei. Der Bund könne seuchen effi-
zienter bekämpfen als einzelne Kantone, lautete eine häufige stimmbegründung aus dieser 
Gruppe von antworten.

Ungewöhnlich häufig wurde zudem angegeben, dass man empfehlungen gefolgt sei. Dies 
ist angesichts der geringen alltagsnähe des vorlagenthemas für die meisten Befrag-
ten nicht weiter verwunderlich. 14 Prozent der erstnennungen entfielen auf ebendiese 
empfehlungen, wobei jene des Bundesrates mit abstand am häufigsten genannt wurde. 
Wenn man zudem die zweitnennungen berücksichtigt, erhält man ein total von 21 Prozent 
der Ja-stimmenden, die sich primär an empfehlungen orientiert haben. hinzu kommt, dass 
weitere 6 Prozent13 ihre stimme im vertrauen darauf, dass die zuständigen Institutionen 

13  erst- und zweitnennungen. 14  hansjörg Walter, svP, nationalratspräsident für das Jahr 2011/12.

schon Bescheid wüssten, abgaben. so lautete eine dieser Begründungen, dass der nationa-
lratspräsident selbst Bauer sei14 und er die Pro-tsG-argumente plausibel dargestellt habe. 
Diese stimmenden lassen sich prinzipiell auch der Gruppe derjenigen, die empfehlungen 
umgesetzt haben, zuordnen, womit man gar auf ein total von 27 Prozent derer kommt, für 
die empfehlungen der wichtigste referenzpunkt bei der Meinungsbildung waren.

Tabelle 1.7 :   revision des Tierseuchengesetzes – motive der stimmenden (mehrere 
Antworten möglich)

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Erstnennungen alle Nennungen

% n % n

JA-Stimmende

effektive Massnahme (bekämpft seuchen im 
notfall effektiv)

21 103 36 178

sicherheit / schutz (schutz für tiere und  
Bevölkerung)

16 80 31 157

notwendige Massnahme (z.B. bestehendes 
Gesetz war veraltet)

15 75 21 103

vertrauen in die zuständigen Institutionen 4 19 6 31

empfehlungen 14 71 21 106

zentralisierung sinnvoll 12 62 21 107

anderes 6 31 12 63

allgemeines 7 35 11 54

Weiss nicht / keine antwort 5 26 53 264

total 100 502 210 1063

NEIN-Stimmende

Gegen zwangsimpfungen / Bevormundung 26 63 55 133

Medizinische Gründe (z.B. nebenwirkungen  
der Impfungen)

16 38 24 59

«es hat bereits genug vorschriften» 14 35 26 65

Gegen zentralisierung 11 27 13 31

Praktische Gründe (z.B. abgelaufene Impfstoffe 
müssen vernichtet werden)

5 12 9 21

Gegen Pharmaindustrie 3 7 7 18

anderes 6 17 16 38

allgemeines 7 18 12 29

empfehlungen 8 19 12 30

Weiss nicht / keine antwort 4 10 39 96

total 100 246 213 520

© Universität zürich / gfs.bern: vOX-analyse der eidgenössischen abstimmungen vom 25.11.2012.



18 19

Der hauptablehnungsgrund war die angst vor staatlich verordneten zwangsimpfungen. 26 
Prozent der nein-stimmenden führten dieses argument als rechtfertigung ihres entscheids 
an. Weitere 16 Prozent können ebenfalls zu den ImpfgegnerInnen gezählt werden, denn sie 
lehnten die vorlage wegen den schädlichen (neben-)Wirkungen von Impfungen ab. Das nein 
von mehr als vier von zehn (42%) revisionsgegnerInnen muss demnach als impfkritisches 
nein ausgelegt werden.  

Weitere 11 Prozent wehrten sich gegen eine ihrer ansicht nach übermässige Machtkonzen-
tration in den händen des Bundes. 14 Prozent führten ein eher allgemeines argument ins 
Feld: sie waren der ansicht, es gäbe schon genug vorschriften und verbote und bekämpften 
deswegen die vorlage. es wurden auch noch andere Gründe genannt, allerdings in gerin-
ger zahl. ein teil der nein-stimmenden (5%) hielt beispielsweise die vorlage aus Gründen 
der Praktikabilität für ablehnungswürdig, während andere (3%) überzeugt waren, dass die 
Pharmaindustrie durch die vorlage zu Unrecht bevorteilt würde. 

Pro- und Kontra-Argumente 

Den Befragten wurden insgesamt sechs im abstimmungskampf häufig vorgebrachte argu-
mente vorgelegt. sie konnten sich mit diesen argumenten einverstanden erklären, sie ableh-
nen, im Falle des Fehlens einer festen haltung jedoch auch mit «weiss nicht» antworten.

zwei Pro-argumente erhielten hohe zustimmungswerte von seiten aller Befragten und wa-
ren unter den GesetzesbefürworterInnen nahezu unbestritten. Das erste hob die notwendig-
keit hervor, das bestehende Gesetz aus dem Jahre 1966 angesichts der neuen Bedrohungs-
lagen in einer globalisierten Welt zu erneuern. Das klang für 72 Prozent aller stimmenden 
einleuchtend und neun von zehn Ja-stimmenden bekräftigten diese ansicht. Beinahe iden-
tisch waren die zustimmungswerte für das zweite argument, wonach tierseuchen ein 
wirtschaftliches wie auch gesundheitliches risiko bergen und das entsprechende Gesetz 
deshalb einer revision bedürfe15.

angesichts der vielfach geäusserten Befürchtungen von seiten der GegnerInnen, wonach 
die revision direkt oder indirekt zu staatlich auferlegten zwangsimpfungen führen würde, 
reagierten die GesetzesbefürworterInnen, indem sie der stimmbürgerInnen versicherten, 
dass die revision nichts an den geltenden regeln ändern würde16. Diese Beteuerungen er-
reichten oder überzeugten die stimmenden jedoch mehrheitlich nicht. nur 39 Prozent der 
teilnehmenden stellten sich diesbezüglich auf den standpunkt der regierung und der Ge-
setzesbefürworterInnen. eine relative Mehrheit von 47 Prozent hingegen glaubte, dass die 

Impffrage zur abstimmung gestanden sei. aufschlussreich ist zudem, dass beinahe jede/r 
siebte (14%) von dieser Frage überfordert war – mit Gewissheit auch als Folge davon, dass 
sich GegnerInnen und BefürworterInnen diesbezüglich widersprachen. 
 
letztlich hatte die Ungewissheit darüber, was sich an der Praxis staatlicher zwangsimpfun-
gen ändern würde, jedoch keinen einfluss auf das resultat. Der Urnenentscheid hing nicht 
davon ab, ob man die vorliegende abstimmungsfrage mit zwangsimpfungen verknüpfte 
oder nicht, sondern von der generellen haltung zum Impfobligatorium. ImpfgegnerInnen 
lehnten die vorlage grossmehrheitlich ab, ImpfbefürworterInnen hiessen sie mit hohen Ja-
stimmenanteilen gut – unabhängig davon, ob sie nun daran glaubten, dass sich mit der 
revision etwas an den anforderungen für nationale Impfkampagnen ändere oder nicht. Das 
zeigt sich in besonders augenfälliger art und Weise daran, dass die nein-stimmenden der 
obigen aussage gar eher zustimmten (44%) als die Ja-stimmenden (36%)17. hätte die ver-
bindung der Impffrage mit der abstimmungsvorlage eine rolle gespielt, hätte es, erstens, 
genau umgekehrt und, zweitens, viel deutlicher ausfallen müssen.        

Das argument, welches Befürworterschaft und Gegnerschaft am stärksten trennte, ist 
jenes, wonach das neue tierseuchengesetz tierhalterInnen und tierärztInnen entmündige. 
etwa drei von vier Ja-stimmenden (76%) widersprachen dieser aussage, während ein gleich 
hoher anteil der nein-stimmenden ihr zustimmte. etwas weniger prononciert, aber in der 
tendenz gleich fielen die reaktionen der Befragten auf das argument aus, wonach die revi-
sion des tsG zu einer undemokratischen Machtkonzentration beim Bund führe. eine deut-
liche Mehrheit der Ja-stimmenden (71%) zeigte sich damit nicht einverstanden, während die 
GegnerInnen des Gesetzes die obige aussage mit einer knappen zweidrittel-Mehrheit (65%) 
für zutreffend erachteten. 

eine Mehrheit der stimmenden (54%) pflichtete jedoch dem Kontra-argument zu, wonach 
die revision des tsG zu einem faktischen Impfzwang führe und davon bloss die Pharma-
branche profitieren würde. Wie gesehen, stand die Impffrage in der Wahrnehmung vieler 
stimmender im Mittelpunkt der revision, obwohl die BefürworterInnen immer wieder da-
rauf hinwiesen, dass die vorlage damit nicht zu vermischen sei. Dass davon in erster linie 
die Pharmaindustrie profitieren würde, nahm man von seiten der Ja-stimmenden aber 
offensichtlich in Kauf. Denn fast die hälfte (46%) derjenigen, die der vorlage zustimmten, 
schenkte diesem argument Glauben. es bewog sie aber nicht dazu, ein nein einzulegen. 
Offensichtlich überwogen in ihren augen die positiven seiten des neuen Gesetzes.

15  83 Prozent aller stimmenden bewertete dieses argument gleich wie das zuvor erwähnte Pro-argu-
ment, wonach das bestehende Gesetz von 1966 einer revision bedürfe.

16  Beispielsweise Bundesrat Johann schneider-ammann an der Pressekonferenz nach der abstimmung 
vom 25.11.2012: «Ich kann ihnen versichern, dass mit dem revidierten Gesetz für Impfungen die genau 
gleichen regeln wie heute gelten.»

17  zum selben ergebnis kommt man, wenn man eine multivariate analyse mit allen abgefragten argu-
menten durchführt. Die Frage, ob die Gesetzesrevision mit der Impffrage verknüpft sei, hat keinen 
signifikanten einfluss auf den entscheid.
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Tabelle 1.8 :   revision des Tierseuchengesetzes – Anklang der Pro- und Kontra- 
Argumente bei den stimmenden in Prozent  

Pro-Argumente Einverstanden  
(%)

Nicht einver-
standen  (%)

Weiss nicht   
(%)

angesichts der Globalisierung und der damit 
verbundenen neuen Bedrohungslagen sollte das 
tierseuchengesetz von 1966 erneuert werden.

total 72 21 7
Ja 90 5 5

nein 35 55 10

tierseuchen bergen wirtschaftliche und 
gesundheitliche risiken. Deshalb braucht es 
eine revision des tierseuchengesetzes.

total 71 22 7

Ja 89 7 4

nein 34 54 12

Mit dem neuen tierseuchengesetz sind keine 
staatlichen zwangsimpfungen verbunden.

total 39 47 14

Ja 36 49 14

nein 44 43 13

Kontra-Argumente Einverstanden  
(%)

Nicht einver-
standen  (%)

Weiss nicht   
(%)

Die Änderung des tierseuchengesetzes führt 
zu einer undemokratischen Machtkonzentra-
tion beim Bund. 

total 35 56 9

Ja 21 71 8

nein 65 23 12

Die Änderung des tierseuchengesetzes führt 
zu einer entmündigung von tierhalterInnen 
und tierärztInnen.

total 38 56 7

Ja 19 76 5

nein 76 14 10

Das neue tierseuchengesetz führt zu einem 
faktischen Impfzwang. Davon profitiert vor 
allem die Pharmaindustrie. 

total 54 40 6

Ja 46 48 7

nein 70 24 6

resultate in linienprozenten. lesebeispiel: 72% aller stimmenden (90% der Ja-stimmenden; 35% 
der nein-stimmenden) pflichteten dem ersten argument bei, 21% (5% der Ja-stimmenden und 55% 
der nein-stimmenden) lehnten es ab und 7% (5%; 10%) konnten sich nicht entscheiden.
Gesamtheit der antwortenden stimmenden = 747 (gewichtet).
© Universität zürich / gfs.bern: vOX-analyse der eidgenössischen abstimmungen vom 25.11.2012.

zUr MethODe

Der vorliegende Bericht beruht auf einer von der vOX-Partnerschaft realisierten nach -
befragung. gfs.bern führte die Befragung innerhalb von 15 tagen nach der volksabstim-
mung vom 25. november 2012 durch. Die analyse wurde durch das Institut für Politikwis-
senschaft an der Universität zürich (IPz) vorgenommen.

Die Befragung wurde von 99 BefragerInnen von zu hause aus telefonisch ausgeführt, 
wobei gfs.bern als Kontrollinstanz die Möglichkeit hatte, die Befragung extern und ohne 
vorankündigung zu beaufsichtigen. Die stichprobenziehung erfolgte in einem dreistufigen 
zufallsverfahren, wobei auf der ersten stufe (sprachregionen) die zahl der Befragten für 
die drei sprachregionen festgelegt wurde. auf der zweiten stufe (haushalte) erfolgte eine 
zufallsauswahl aus dem elektronischen, aktualisierten telefonverzeichnis der swisscom. 
Die auswahl auf der dritten stufe (Personen aus dem jeweiligen haushalt) erfolgte nach 
dem «Geburtstagprinzip». Die stichprobe betrug 1517 Personen, davon stammten 53 Pro-
zent der Befragten aus der Deutschschweiz, 27 Prozent aus der Westschweiz und zwanzig 
Prozent aus der italienischsprachigen schweiz. Mit nichtteilnehmenden wurde nur ein teil 
des Interviews durchgeführt. Die verweigerungsquote belief sich auf 76 Prozent; d.h., mit 24 
Prozent der kontaktierten Personen konnte ein Interview durchgeführt werden. 

Das demographische abbild ist weitgehend gewährleistet. Die abweichungen bei den al-
tersklassen und dem Geschlecht betragen maximal 0,1 Prozent, was innerhalb des stich-
probenfehlers liegt. Wie immer sind die an der abstimmung teilnehmenden überrepräsen-
tiert (+29%). Jedoch bewegt sich die abweichung von der realen abstimmungsbeteiligung 
im rahmen früherer vOX-analysen. Die in der Umfrage ermittelten stimmenverhältnisse 
weichen sehr geringfügig vom effektiven ergebnis ab. Die BefürworterInnen der revision 
des tsG sind leicht übervertreten (Differenz: +0.5 Prozentpunkte). 

Wir haben, wie seit der vOX-analyse nr. 70 üblich, für die Durchführung bestimmter Be-
rechnungen Gewichtungsfaktoren für die Beteiligung resp. das abstimmungsverhalten 
verwendet. Gewichtet wurde dort, wo sich die Untersuchungsvariable jeweils auf Ja- und 
nein-stimmende bzw. auf teilnehmende und nichtteilnehmende bezog. 

Die Grösse der stichprobe (1517 Personen) ergibt bei einer reinen zufallsauswahl und einer 
verteilung der Prozentwerte von 50%:50% einen stichprobenfehler von +/-2,5 Prozentpun-
kten. Bei einer geringeren stichprobengrösse erhöht er sich, z.B. bei den ca. 780 abstim-
mungsteilnehmenden in der vorliegenden Untersuchung auf +/-3,5. liegen die Prozentwerte 
weiter auseinander, so reduziert sich der stichprobenfehler (z.B. bei einem ergebnis von 
rund 70%:30% auf +/-3,2). vorsicht bei der Interpretation von Daten ist also dort geboten, 
wo die teilstichproben klein sind und die verteilung der Prozentwerte zugleich ausgeglichen 
ist. In solchen Fällen können auf Grund des grösseren stichprobenfehlers keine aussagen 
über Mehrheitsverhältnisse gemacht werden.
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Die Bestimmung des signifikanzniveaus stützt sich auf den Unabhängigkeitstest mittels 
chi-Quadrat. Dabei bedeutet * eine Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 0.05, ** eine 
solche von unter 0.01 und *** eine solche unter 0.001. Im letzteren Fall heisst dies, dass 
die Wahrscheinlichkeit, dass ein zusammenhang zwischen zwei variablen zufällig ents-
tanden ist, unter einem Promille liegt und demnach der zusammenhang als sehr hoch 
signifikant bezeichnet werden kann. alle Werte, die eine Irrtumswahrscheinlichkeit von 
über 0.05 haben, sind gemäss statistischer Konvention als nicht signifikant anzusehen. als 
Beziehungsmass für bivariate Beziehungen wurde der Koeffizient cramers‘ v verwendet. 
Bei diesem Koeffizienten kann bei einem Wert von 0 von keinem zusammenhang und bei 
einem Wert von 1 von einem vollständigen zusammenhang ausgegangen werden. Die Werte 
für unterschiedliche bivariate Beziehungen lassen sich allerdings nicht direkt vergleichen, 
da zu ihrer Berechnung auch die anzahl der Merkmalskategorien beider variablen und die 
Fallzahl beizuziehen sind.
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